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Einladung zur Einwohnerversammlung am 26. Oktober

Am Donnerstag, 26. Oktober, beginnt um 19 Uhr in der Festhalle Kollnau
(Vogteistraße 3) eine Einwohnerversammlung zum Thema „Grundzüge des
Haushaltes 2018“. Die Bevölkerung ist freundlich eingeladen und hat die Ge-
legenheit, zur Beratung des Haushaltes 2018 Vorschläge und Anregungen zu
geben.

Sitzung des Ortschaftsrates Kollnau am 24. Oktober

Am Dienstag, 24. Oktober, beginnt um 19 Uhr im Sitzungszimmer des Rat-
hauses Kollnau (Rathausplatz 1) eine öffentliche Sitzung des Ortschaftsrates
Kollnau. Auf der Tagesordnung steht: 1. Fragen und Anregungen der Zuhörer;
2. Sportplatz Kollnau/Altes Vereinsheim - Sachstandsbericht und Beschluss-
fassung; 3. Gärtnerische Gestaltung des Albert-Burger-Platzes - Vorstellung
der Planung und Beschlussfassung; 4. Bauvorhaben im Stadtteil Kollnau; 5.
Bekanntgaben aus der nichtöffentlichen Sitzung vom 26.09.2017; 6. Allge-
meine Bekanntgaben; 7. Fragen und Anregungen der Ortschaftsräte.

Sitzung des Gemeinderates am 25. Oktober

Am Mittwoch, 25. Oktober, beginnt um 18 Uhr im Bürgersaal des Rathauses
Waldkirch, Marktplatz 1-5, eine öffentliche Sitzung des Gemeinderates der
Stadt Waldkirch. Auf der Tagesordnung stehen: 1. Fragen und Anregungen
der Zuhörer; 2. Vorlage der Haushaltssatzung mit Haushaltsplan 2018; 3. Vor-
lage des Wirtschaftsplans 2018 des Wasserwerks; 4. Vorlage des Wirtschafts-
plans 2018 der Wohnungswirtschaft; 5. Vorlage des Wirtschaftsplans 2018
der Technischen Betriebe; 6. Vorlage des Wirtschaftsplans 2018 der Abwas-
serbeseitigung; 7. Heimattage 2018: Bericht über Aktuelles; 8. Neugestaltung
Elztalmuseum: Auftragsvergabe Ausstellungsgestaltung; 9. Pakt für Integra-
tion mit den Kommunen: Maßnahme Integrationsmanagement; 10. Umset-
zung des Aktionsplans für kommunale Inklusion: Bericht; 11. Waldkalkung
2018; 12. Bekanntgaben und kleine Anfragen.

Ausländerbehörde wegen Renovierung geschlossen

Wegen Renovierungsarbeiten muss die Ausländerbehörde von Freitag, 27.
Oktober bis Montag, 6. November, geschlossen bleiben. Ab Dienstag, 7. No-
vember steht die Behörde wieder zu den gewohnten Zeiten zur Verfügung;
Montag bis Freitag, von 8.30 bis 12 Uhr sowie am Donnerstag von 14 bis 18
Uhr.

Umfrage „Gut älter werden“ –
Fragebögen bis zum 23. Oktober

Um den Wandel einer älter werdenden Gesellschaft bewältigen zu können,
hat die Stadt Waldkirch den Prozess „Gut älter werden“ auf den Weg ge-
bracht. Teil des Prozesses ist eine Bürgerbefragung. Zufällig ausgewählte Bür-
gerinnen und Bürger ab 55 Jahren haben einen entsprechenden Fragebogen
erhalten. Wer ihn noch nicht ausgefüllt hat, wird gebeten, dies noch bis zum
23. Oktober zu tun. Die Ergebnisse der Befragung werden dann im Rahmen
einer Bürgerwerkstatt vorgestellt. Informationen über „Gut älter werden“
gibt es auch auf der Homepage unter www.stadt-waldkirch.de, Rubrik „Bil-
dung & Soziales“, Kategorie „Seniorinnen und Senioren“. Hier ist auch eine
„Ausfüllhilfe“ hinterlegt.

Schlagerabend mit Karaoke im Elztalmuseum

Am Freitag, 27. Oktober, lädt der Förderverein Elztalmuseum mit Klaus Per-
son ab 19 Uhr herzlich zu einem besonderen Musikabend in den Gewölbe-
keller des Elztalmuseums ein. Das Programm steht unter dem Motto „Rote
Rosen, Rote Lippen, roter Wein ...“. In lockerer Atmosphäre, bei Häppchen
und Getränken, zeigt Klaus Person Musikvideos deutscher Schlager aus den
1950er, 60er und 70er Jahren und hält Informationen zu Titeln und Interpre-
ten bereit. Zuhören, zuschauen, mitsingen und erraten, was gespielt wird -
oder mit Dalli-Klick und Karaoke selbst ins Mikrofon singen? Wer traut sich?
Der Eintritt beträgt 5.- Euro. Karten gibt es im Vorverkauf in der Buchhand-
lung Augustiniok und im Museum sowie an der Abendkasse.

Sprechstunde Beirat für Menschen mit Behinderung

Die nächste Sprechstunde für Menschen mit Behinderung findet am Montag,
23. Oktober, von 10 bis 11 Uhr im Generationenbüro im Rathausinnenhof
statt. Jeder Mensch, egal mit welcher Behinderung, kann sein Anliegen be-
sprechen und sich Rat und Hilfe holen. Weitere Informationen gibt es unter
der Telefonnummer 07681 / 404 232 oder per E-Mail an info@behinderten-
beirat-waldkirch.de.

Öffentliche Kreistagssitzung am 23. Oktober

Der Kreistag kommt am Montag, 23. Oktober, um 16 Uhr zu seiner nächsten
öffentlichen Sitzung im großen Sitzungssaal im 5. OG des Landratsamtes in
der Bahnhofstraße 2-4 zusammen. U.a. wird der Jahresabschluss und Lage-
bericht des Eigenbetriebs Kreisseniorenzentrum St. Maximilian Kolbe in
Kenzingen und der Jahresabschluss und Lagebericht des Eigenbetriebs Ab-
fallwirtschaft für das Wirtschaftsjahr 2016 vorgestellt. Weiterhin wird sich
die Gleichstellungsbeauftragte des Landkreises Emmendingen vorstellen.
Erörtert wird auch der Busverkehr Herbolzheim-Rheinhausen-Rust, die Er-
gebnisse der Arbeitsgruppe „Kreiswohnbaugesellschaft“ und die Fahrbahn-
deckenerneuerung von Simonswald bis Haslach (K 5106). Am Anfang und
Ende der Kreistagssitzung steht die Bürgerfragestunde.

Waldkicher „WABE“ sammelt auf dem Recyclinghof
in Herbolzheim

Die Waldkircher Beschäftigungs- und Qualifizierungsgesellschaft WABE
sammelt auch in diesem Herbst wieder in Kooperation mit der Abfallwirt-
schaft des Landratsamtes Emmendingen am Samstag, 21. Oktober, von 9 bis
14 Uhr noch gut erhaltene, gebrauchsfähige Gegenstände auf dem Recycling-
hof in Herbolzheim. Angenommen werden Gegenstände wie Geschirr und
Besteck, Vasen und Dekoartikel, Tischdecken und Bettwäsche, funktionsfä-
hige Küchengeräte und Elektrogeräte sowie Spielwaren aller Art. Für be-
stimmte Produkte – zum Beispiel alte Röhrenfernseher - gibt es einfach kei-
nen Markt mehr. Die Abfallwirtschaft bittet daher um Verständnis, wenn
nach der Sichtung durch die WABE nicht alle Gebrauchtwaren angenommen
werden können. Auskünfte, welche Gegenstände gebraucht werden, ertei-
len die Mitarbeiterinnen der WABE (Frau Eichele und Frau Ganter) gerne
auch vorab unter der Telefonnummer 07681 / 4740 556.
Gut erhaltene Gebrauchtwaren können im Kaufhaus „Hin und Weg“ in der
Damenstraße 2 in Waldkirch erworben werden. Die Öffnungszeiten sind
Montag bis Freitag, von 9 bis 12.30 Uhr und von 14.30 bis 18 Uhr, sowie sams-
tags von 9 bis 13 Uhr.

Straßensperrungen in Waldkirch

Kandelstraße:Ab Montag, 16. Oktober, 7 Uhr bis Freitag, 27. Oktober, 19 Uhr
finden Holzerntemaßnahmen entlang der Kandelstraße L186 statt. Aus Si-

cherheitsgründen wird deshalb die L186 in dieser Zeit ab Gasthaus Alters-
bach bis zum Kandelgipfel voll für jeglichen Verkehr gesperrt. Die Zufahrt bis
zum Gasthaus Altersbach sowie die Anfahrt zum Kandelgipfel über das Glot-
tertal ist aber jederzeit möglich. Die Vollsperrung wird am Wochenende
nicht unterbrochen!
Turmstraße:Die Turmstraße muss im Bereich der Hausnummern 1 bis 5 vom
24. bis zum 27. Oktober voll gesperrt werden. Fußgänger können passieren.
Freie Straße: Wegen Fahrbahnsanierung muss die Freie Straße bis voraus-
sichtlich 21. Oktober voll gesperrt werden; eine Umleitung wird entspre-
chend eingerichtet.
Sattlergäßli: Die Vollsperrung des Sattlergäßli wird weiterhin benötigt - vo-
raussichtlich bis zum 20. Oktober.
Kreuzungen Kandelstraße, Heinrich-Baumer-Straße, Schlößlestraße und
Hödlerstraße, Giselastraße: die Abwasserschächte in diesen Bereichen
müssen erneuert werden; deshalb werden die Kreuzungen vom 25. Septem-
ber bis 20. Oktober jeweils für eine Woche voll gesperrt.
Eisenbahnstraße: Für den Neubau „Neue Ortsmitte Drescheschopf“ muss
die Eisenbahnstraße im Bereich der Hausnummer 2 voraussichtlich bis März
2018 voll gesperrt bleiben.
Hauptstraße, Rechenweg: Das Baugebiet „Am Elzufer“ wird derzeit er-
schlossen. Deshalb muss der Bereich Hauptstraße und Rechenweg in vier
Bauabschnitten voll gesperrt werden.
Geh- und Radweg über die Elz: Für den Bau der neuen Elzbrücke kommt es
beim Geh- und Radweg im Bereich des Logistikzentrums der „SICK AG“ und
der L186 zu Beeinträchtigungen.
Mauermattenstraße, Adolf-Ruth-Straße, Buchholzer Straße, Radweg Frei-
burgerstraße 25-29, Hans-Jakob-Straße und Unterfelder Weg sowie Fabrik-
straße und Hauptstraße bis zur Lange Straße, Ecke Theodor-Heuss-Straße:
Zur Einrichtung von schnelleren Internetverbindungen durch die Stadtwer-
ke Waldkirch finden in diesen Bereichen derzeit Erschließungsarbeiten statt;
es muss mit Verkehrsbehinderungen gerechnet werden.
Unteres Amtsfeld, Turmstraße, Hauptstraße, Waldstraße, Friedrich-Ebert-
Straße, Talstraße, Hildastraße: Zur Einrichtung von schnelleren Internet-
verbindungendurchdieTelekomfinden indiesenBereichenderzeit Erschlie-
ßungsarbeiten statt; es muss mit Verkehrsbehinderungen gerechnet werden.
Jahnstraße und Adalbert-Stifter-Straße:Wegen umfangreicher Sanierungs-
und Umgestaltungsarbeiten bleiben die Jahnstraße und die Adalbert-Stifter-
Straße bis voraussichtlich März 2018 voll gesperrt. Die Arbeiten erfolgen in
Bauabschnitten. Entsprechende Umleitungen sind ausgeschildert. Fußgän-
ger und Radfahrer kommen an den Sperrstellen vorbei.
Heitereweg: Wegen der Sanierungsarbeiten am Turm der Kastelburg ist mit
Zulieferverkehr über den Heitereweg zum Bruder-Klaus-Krankenhaus und
weiter über die Holzfahrwege durch den Wald zur Burg zu rechnen. Radfah-
rer und Fußgänger sollten diesen Bereich in diesem Zeitraum nach Möglich-
keit umgehen. Die Absperrungen im Bereich der Bauarbeiten auf dem Burg-
gelände sind aus Gründen der Unfallverhütung dringend zu beachten. Der
Turm selbst bleibt bis zur Fertigstellung verschlossen.
Am Schänzle: Das Baugebiet Am Schänzle wird derzeit erschlossen. In die-
sem Bereich werden bis mindestens Ende Oktober Halteverbotsschilder auf-
gestellt.

Allgemeiner Veranstaltungskalender

Eine Übersicht über die Veranstaltungen aller Vereine und Institutionen in
Waldkirch gibt es auf dem Veranstaltungskalender der Tourismusgesell-
schaft ZweiTälerLand, der die Stadt Waldkirch angehört: www.zweitäler-
land.de.
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Stadt Waldkirch 
Landkreis Emmendingen

Satzung
zur 1. Änderung der Satzung über den Anschluss an die öffentliche 

Wasserversorgungsanlage und die Versorgung der Grundstücke 
mit Wasser (Wasserversorgungssatzung – WVS)

Auf Grund der §§ 4 und 11 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg 
(GemO) sowie der §§ 2, 8 Abs. 2, 11, 13, 20 und 42 des Kommunalabgaben-
gesetztes für Baden-Württemberg (KAG) hat der Gemeinderat am 27.09.2017 
folgende Satzung zur Änderung der Wasserversorgungssatzung vom 25.10.2006 
beschlossen. 

1.
§ 1 erhält folgende Fassung: 

§ 1 Wasserversorgung als öffentliche Einrichtung
(1)  Die Stadt Waldkirch betreibt die Wasserversorgung als eine öffentliche Ein-

richtung zur Lieferung von Trinkwasser. Art und Umfang der Wasserversor-
gungsanlagen bestimmt die Stadt. 

(2)  Die Stadt Waldkirch kann die Wasserversorgung ganz oder teilweise durch 
Dritte vornehmen lassen. 

2.
§ 3 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 
(4)  Die Stadt kann im Falle der Absätze 2 und 3 den Anschluss und die Benut-

zung gestatten, sofern der Grundstückseigentümer sich verpflichtet, die mit 
dem Bau und Betrieb zusammenhängenden Mehrkosten zu übernehmen 
und auf Verlangen Sicherheit zu leisten. 

3.
§ 8 Absatz 6 wird neu eingefügt: 
(6)  Mit Wasser aus der öffentlichen Wasserversorgung ist sorgsam umzugehen. 

Die Wasserabnehmer werden aufgefordert, wassersparende Verfahren anzu-
wenden, soweit dies insbesondere wegen der benötigten Wassermenge mit 
Rücksicht auf den Wasserhaushalt zumutbar und aus hygienischen Gründen 
vertretbar ist. 

4.
§ 12 erhält folgende Fassung: 

§ 12 Zutrittsrecht
Der Wasserabnehmer hat dem mit einem Ausweis versehenen Beauftragten der 
Stadt im Rahmen des § 44 Abs. 6 Wassergesetz für Baden-Württemberg und des 
§ 99 der Abgabenordnung, den Zutritt zu seinen Räumen und zu den in § 24 
genannten Einrichtungen zu gestatten, soweit dies für die Prüfung der techni-
schen Einrichtung, zur Wahrnehmung sonstiger Rechte und Pflichten nach die-
ser Satzung insbesondere zur Ablesung, zum Austausch der Messeinrichtungen 
(Wasserzähler) oder zur Ermittlung der Grundlagen für die Gebührenbemessung 
erforderlich ist. 

5.
§ 14 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 
(4)  Die Stadt kann auf Antrag des Anschlussnehmers weitere Anschlüsse sowie 

vorläufige oder vorübergehende Anschlüsse herstellen. Als weitere Anschlüs-
se gelten auch Hausanschlüsse für Grundstücke, die nach Entstehen der Bei-
tragspflicht (§ 33) neu gebildet werden. 

6.
§ 15 Überschrift und Absatz 1 werden wie folgt geändert: 

§ 15 Kostenerstattung
(1) Der Anschlussnehmer hat der Stadt zu erstatten: 
1.  Die Kosten der Herstellung, Veränderung und Beseitigung der Hausan-

schlussleitungen. 
2.  Die Kosten der Herstellung, Veränderung und Beseitigung der weiteren, 

vorläufigen und vorübergehenden Hausanschlüsse (§ 14 Abs. 4). Zu diesen 
Kosten gehören auch die Aufwendungen für die Wiederherstellung des alten 
Zustandes auf den durch die Arbeiten beanspruchten Flächen. 

7.
§ 17 Absatz 4 entfällt ersatzlos: Der bisherige Absatz 5 wird Absatz .4 

8.
§ 22 Absatz 1 erhält folgende Fassung:
(1)  Der Wasserabnehmer kann jederzeit die Nachprüfung der Messeinrichtung 

durch eine Eichbehörde oder eine staatlich anerkannte Prüfstelle nach § 39 
des Mess- und Eichgesetzes verlangen. Stellt der Wasserabnehmer den An-
trag auf Prüfung nicht bei der Stadt, so hat er diese vor Antragstellung zu 
benachrichtigen. 

9.
§ 27 Absatz 1 und 2 erhalten folgende Fassung:
(1)  Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Zustellung des Beitragsbescheids 

Eigentümer des Grundstücks ist.
(2)  Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist der Erbbauberech-

tigte an Stelle des Eigentümers beitragspflichtig. Mehrere Beitragsschuldner 
sind Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen 
Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil 
Beitragsschuldner. 

10.
§ 28 erhält folgende Fassung: 

§ 28 Beitragsmaßstab
Maßstab für den Wasserversorgungsbeitrag ist die Nutzungsfläche. Diese ergibt 
sich durch Vervielfachung der Grundstücksfläche (§29) mit dem Nutzungsfaktor 
(§30); das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen 
ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, 
die kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. 

11.
§ 29 erhält folgende Fassung: § 29 Grundstücksfläche 
(1) Als Grundstücksfläche gilt: 
 a)  bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplans die Fläche, die der 

Ermittlung der zulässigen Nutzung zugrunde zu legen ist; 
 b)  soweit ein Bebauungsplan oder eine Satzung nach § 34 Abs. 4 S. 1 BauGB 

nicht besteht oder die erforderliche Festsetzung nicht erhält, die tatsäch-
liche Grundstücksfläche bis zu einer Tiefe von 50 Meter von der der Er-
schließungsanlage zugewandten Grundstücksgrenze. Reicht die bauliche 
oder gewerbliche Nutzung über diese Begrenzung hinaus oder sind Flä-
chen tatsächlich angeschlossen, so ist die Grundstückstiefe maßgebend, 
die durch die hintere Grenze der Nutzung, zuzüglich der baurechtlichen 
Abstandsflächen, bestimmt wird. Grundstücksteile, die lediglich die we-
gemäßige Verbindung zur Erschließungsanlage herstellen, bleiben bei der 
Bestimmung der Grundstückstiefe unberücksichtigt. Zur Nutzung zählen 
auch angelegte Grünflächen und gärtnerisch genutzte Flächen. 

(2)  Teilflächenabgrenzungen gemäß § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG bleiben unberührt. 
12.

§ 30 erhält folgende Fassung: 
§ 30 Nutzungsfaktor

(1)  Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grundstücksfläche (§ 29) mit ei-
nem Nutzungsfaktor vervielfacht, der im Einzelnen beträgt: 

 1. bei eingeschossiger Bebaubarkeit: 1,00, 
 2. bei zweigeschossiger Bebaubarkeit: 1,25, 
 3. bei dreigeschossiger Bebaubarkeit: 1,50, 
 4. bei vier- und fünfgeschossiger Bebaubarkeit: 1,75, 
 5. bei sechs- und mehrgeschossiger Bebaubarkeit: 2,00. 

(2)  Bei Stellplatzgrundstücken und bei Grundstücken, für die nur eine Nutzung 
ohne Bebauung zulässig ist oder bei denen die Bebauung nur untergeord-
nete Bedeutung hat, wird ein Nutzungsfaktor von 0,5 zugrundegelegt. Das-
selbe gilt für Gemeinbedarfs- oder Grünflächengrundstücke, deren Grund-
stücksflächen aufgrund ihrer Zweckbestimmung nicht oder nur zu einem 
untergeordneten Teil mit Gebäuden überdeckt werden sollen bzw. überdeckt 
sind (zum Beispiel Friedhöfe, Sportplätze, Freibäder, Kleingartenanlagen). Die 
§§ 30a bis 30d finden keine Anwendung 

13.
§ 30a bis 30d werden neu eingefügt: 

§ 30a Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken,
für die ein Bebauungsplan die Geschosszahl festsetzt

Als Geschosszahl gilt die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl 
der Vollgeschosse. Ist im Einzelfall eine größere Geschosszahl genehmigt, so 
ist diese zugrunde zu legen. Als Geschosse gelten Vollgeschosse i. S. der Lan-
desbauordnung (LBO) in der im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den Be-
bauungsplan geltenden Fassung. Sind auf einem Grundstück mehrere bauliche 
Anlagen mit unterschiedlicher Geschosszahl zulässig, ist die höchste Zahl der 
Vollgeschosse maßgebend. 

§ 30b Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken,
für die ein Bebauungsplan eine Baumassenzahl festsetzt

(1)  Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse eine Baumassen-
zahl aus, so gilt als Geschosszahl die Baumassenzahl geteilt durch 3,5; das 
Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 
auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die 
kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden.

(2)  Ist eine größere als die nach Abs. 1 bei Anwendung der Baumassenzahl zu-
lässige Baumasse genehmigt, so ergibt sich die Geschosszahl aus der Teilung 
dieser Baumasse durch die Grundstücksfläche und nochmaliger Teilung des 
Ergebnisses durch 3,5; das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wo-
bei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet 
und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle 
Zahl abgerundet werden. 

§ 30c Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken,
für die ein Bebauungsplan die Höhe baulicher Anlagen festsetzt

(1)  Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung nicht durch 
die Zahl der Vollgeschosse oder eine Baumassenzahl, sondern setzt er die 
Höhe baulicher Anlagen in Gestalt der maximalen Gebäudehöhe (Firsthöhe) 
fest, so gilt als Geschosszahl das festgesetzte Höchstmaß der Höhe der bau-
lichen Anlage geteilt durch 

 1.  3,0 für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine 
Wohngebiete (WR), allgemeine Wohngebiete (WA), Ferienhausgebiete, 
Wochenendhausgebiete und besondere Wohngebiete (WB) festgesetzten 
Gebiete und 

 2.  4,0 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (MI), 
Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete (GE), Industriegebiete (GI) und son-
stige Sondergebiete (SO) festgesetzten Gebiete; das Ergebnis wird auf 
eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächst-
folgende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 
0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. 

(2)  Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung nicht durch 
die Zahl der Vollgeschosse oder eine Baumassenzahl, sondern setzt er die 
Höhe baulicher Anlagen in Gestalt der maximalen Traufhöhe (Schnittpunkt 
der senkrechten, traufseitigen Außenwand mit der Dachhaut) fest, so gilt als 
Geschosszahl das festgesetzte Höchstmaß der Höhe der baulichen Anlage 
geteilt durch 

 1.  2,7 für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine 
Wohngebiete (WR), allgemeine Wohngebiete (WA), Ferienhausgebiete, 
Wochenendhausgebiete und besondere Wohngebiete (WB) festgesetzten 
Gebiete und

 2.  3,5 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (MI), 
Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete (GE), Industriegebiete (GI) und son-
stige Sondergebiete (SO) festgesetzten Gebiete; das Ergebnis wird auf 
eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächst-
folgende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 
0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. 

(3)  Ist im Einzelfall eine größere als die im Bebauungsplan festgesetzte Höhe 
baulicher Anlagen genehmigt, so ist diese gemäß Abs. 1 oder 2 in eine Ge-
schosszahl umzurechnen.

(4)  Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse oder einer Bau-
massenzahl sowohl die zulässige Firsthöhe als auch die zulässige Traufhöhe 
der baulichen Anlage aus, so ist die Traufhöhe gemäß Abs. 2 und 3 in eine 
Geschosszahl umzurechnen. 

§ 30d Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die 
keine Planfestsetzung im Sinne der §§ 30a bis 30c bestehen

(1)  Bei Grundstücken in unbeplanten Gebieten bzw. in beplanten Gebieten, für 
die der Bebauungsplan keine Festsetzungen nach den §§ 30a bis 30c enthält, 
ist maßgebend:

 1.  bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen Ge-
schosse; 

 2.  bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die Zahl der auf den 
Grundstücken der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Ge-
schosse. 

(2) Bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) ist maßgebend:
 1.  bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen Ge-

schosse;
 2.   bei unbebauten Grundstücken, für die ein Bauvorhaben genehmigt ist, 

die Zahl der genehmigten Geschosse. 
(3)  Als Geschosse gelten Vollgeschosse i. S. der LBO in der im Entstehungszeit-

raum (§ 33) geltenden Fassung. Sind auf einem Grundstück mehrere bauli-
che Anlagen mit unterschiedlicher Geschosszahl vorhanden, ist die höchste 
Zahl der Vollgeschosse maßgebend. 

(4)  Bei Grundstücken mit Gebäuden ohne ein Vollgeschoss i.S. der LBO gilt 
als Geschosszahl die Baumasse des Bauwerks geteilt durch die überbaute 
Grundstücksfläche und nochmals geteilt durch [3,5], mindestens jedoch die 
nach Abs. 1 maßgebende Geschosszahl. Das Ergebnis wird auf eine volle 
Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle 
Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die 
vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. 

14.
§ 31 erhält folgende Fassung: 

§ 31 Nachveranlagung, weitere Beitragspflicht
(1)  Von Grundstückseigentümern, für deren Grundstück eine Beitragsschuld 

bereits entstanden ist oder deren Grundstücke beitragsfrei angeschlossen 
worden sind, werden weitere Beiträge erhoben, 

 1.  soweit die bis zum In-Kraft-Treten dieser Satzung zulässige Zahl bzw. ge-
nehmigte höhere Zahl der Vollgeschosse überschritten oder eine größere 
Zahl von Vollgeschossen allgemein zugelassen wird; 

 2.  soweit in den Fällen des § 30d Abs. 2 Nr. 1 und 2 eine höhere Zahl der 
Vollgeschosse zugelassen wird; 

 3.  wenn das Grundstück mit Grundstücksflächen vereinigt wird, für die eine 
Beitragsschuld bisher nicht entstanden ist; 

 4.  soweit Grundstücke unter Einbeziehung von Teilflächen, für die eine Bei-
tragsschuld bereits entstanden ist, neu gebildet werden. 

(2)  Wenn bei der Veranlagung von Grundstücken Teilflächen gem. § 29 Abs. 1 
Nr. 2 dieser Satzung und § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG unberücksichtigt geblieben 

sind, entsteht eine weitere Beitragspflicht, soweit die Voraussetzungen für 
eine Teilflächenabgrenzung entfallen. 

15.
§ 33 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
(1) Die Beitragsschuld entsteht: 
 1.  In den Fällen des § 26 Abs. 1, sobald das Grundstück an die öffentliche 

Wasserversorgung angeschlossen werden kann. 
 2.  In den Fällen des § 26 Abs. 2 mit dem Anschluss, frühestens jedoch mit 

dessen Genehmigung.
 3.  In den Fällen des § 31 Abs. 1 Nr. 1 und 2 mit der Erteilung der Baugeneh-

migung bzw. dem Inkrafttreten des Bebauungsplanes oder einer Satzung 
i.S. von § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 BauGB 

 4.  In den Fällen des § 31 Abs. 1 Nr. 3, wenn die Vergrößerung des Grund-
stücks im Grundbuch eingetragen ist. 

 5.  In den Fällen des § 31 Abs. 1 Nr. 4, wenn das neu gebildete Grundstück 
im Grundbuch eingetragen ist. 

 6.  In den Fällen des § 31 Abs. 2, mit dem Wegfall der Voraussetzungen für 
eine Teilflächenabgrenzung nach § 29 Abs. 1 Nr. 2 dieser Satzung und 
§ 31 Abs. 1 Satz 2 KAG, insbesondere mit dem Inkrafttreten eines Be-
bauungsplanes oder einer Satzung gem. § 34 Abs. 4 Satz 1 BauGB, der 
Bebauung, der gewerblichen Nutzung oder des tatsächlichen Anschlus-
ses von abgegrenzten Teilflächen jedoch frühestens mit der Anzeige einer 
Nutzungsänderung gem. § 45 Abs. 3. 

16.
§ 35 erhält folgende Fassung: 

§ 35 Ablösung
(1)  Die Stadt kann, solange die Beitragsschuld noch nicht entstanden ist, mit 

dem Beitragsschuldner die Ablösung des Wasserversorgungsbeitrages ver-
einbaren. 

(2)  Der Betrag einer Ablösung bestimmt sich nach der Höhe der voraussichtlich 
entstehenden Beitragsschuld; die Ermittlung erfolgt nach den Bestimmun-
gen dieser Satzung. 

(3) Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 

17.
§ 36 Abs. 2 wird neu eingefügt: 
(2)  Die Stadt kann Dritte damit beauftragen, diese Gebühren zu berechnen, Ge-

bührenbescheide auszufertigen und zu versenden, Gebühren entgegenzu-
nehmen und abzuführen sowie das Mahnwesen durchzuführen, Nachweise 
darüber für die Stadt zu führen sowie die erforderlichen Daten zu verarbeiten 
und die verarbeiteten Daten der Stadt mitzuteilen. Die Beitreibung öffentlich-
rechtlicher Forderungen kann nicht auf einen privaten Dritten übertragen 
werden. 

18.
§ 41 entfällt ersatzlos: 

19.
§ 43 erhält folgende Fassung: 

§ 43 Bereitstellungsgebühren
(1)  Für das Bereitstellen von Wasser sowie für Reserveanschlüsse erhebt die 

Stadt neben der Zähler- und Verbrauchsgebühr (§§ 38, 39) eine Bereitstel-
lungsgebühr. 

(2)  Reserveanschlüsse dienen zur Deckung eines Spitzenbedarfs oder zum Er-
satzbezug. 

(3) Bemessungsgrundlage für die Bereitstellungsgebühr ist 
 1.  im Falle des Ersatzbezuges die der privaten Wasserversorgungsanlage im 

Veranlagungszeitraum entnommene Wassermenge; der Anschlussneh-
mer ist verpflichtet, hierfür geeignete Messeinrichtungen auf seine Ko-
sten anzubringen und zu unterhalten; 

 2.  bei Reserveanschlüssen, die der Spitzendeckung dienen, die im Durch-
schnitt der letzten 5 Jahre aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage 
entnommene Wassermenge. 

(4) die Bereitstellungsgebühr beträgt pro Kubikmeter 0,25 z. 
(5)  Bereitstellungsgebühren werden anteilig auf die Verbrauchsgebühren (§ 38) 

angerechnet. 

20.
§ 44 Abs. 7 wird neu eingefügt: 
(7)  Die Gebührenschuld gemäß § 38 und 39 ruht auf dem Grundstück bzw. dem 

Erbbaurecht als öffentliche Last (§ 13 Abs. 3 i.V. mit § 27 KAG). 

21.
§ 45 Abs. 3 wird neu eingefügt: 
(3)  Binnen eines Monats hat der Anschlussnehmer der Stadt mitzuteilen, wenn 

die Voraussetzungen für Teilflächenabgrenzungen gemäß § 29 Abs. 1 Nr. 2 
dieser Satzung und § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG entfallen sind, insbesondere ab-
gegrenzte Teilflächen gewerblich oder als Hausgarten genutzt, tatsächlich 
an die öffentliche Wasserversorgung angeschlossen oder auf ihnen geneh-
migungsfreie bauliche Anlagen errichtet werden. Der bisherige Absatz 3 wird 
Absatz 4. 

22.
§ 46 Abs. 1 Nr. 6 entfällt ersatzlos; Nr. 7 wird Nr. 6 und erhält folgende Fassung: 
6.  entgegen § 17 Abs. 4 Anlagen und Verbrauchseinrichtungen so betreibt, dass 

Störungen anderer Anschlussnehmer, störende Rückwirkungen auf Einrich-
tungen der Gemeinde bzw. Dritter oder Rückwirkungen auf die Güte des 
Trinkwassers eintreten, 

23.
§ 46 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
(2) Ordnungswidrig im Sinne von § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KAG handelt, wer vor-
sätzlich oder leichtfertig den Mitteilungspflichten nach § 21 Abs. 3 Satz 2 und 
§ 45 Abs.1 bis 3 dieser Satzung nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig nach-
kommt. 

24.
§ 48 entfällt ersatzlos. 

25.
§ 49 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
(1) Der Wasserabnehmer haftet für schuldhaft verursachte Schäden, die ins-
besondere infolge einer unsachgemäßen Benutzung oder den Bestimmungen 
dieser Satzung zuwiderlaufenden Benutzung oder Bedienung der Anlagen zur 
Wasserversorgung entstehen. Der Anschlussnehmer haftet für Schäden, die auf 
den mangelhaften Zustand seiner Anlage (§ 17) zurückzuführen sind. 

26.
Diese Satzung tritt am 01.11.2017 in Kraft. 

Waldkirch, den 27.09.2017 Roman Götzmann, Oberbürgermeister 

Hinweis: Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim 
Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 der GemO unbeachtlich, 
wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung die-
ser Satzung gegenüber der Stadt geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, 
der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die 
Vorschriften der Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekannt-
machung der Satzung verletzt worden sind.


